
Volksbegehren „Keine militärische Aufrüstung!“ 

 

Der Bundesverfassungsgesetzgeber wird aufgefordert, den Anteil der 

Landesverteidigungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt, welcher 

gegenwärtig zwischen 0,6 und 0,7 Prozent beträgt, bis 2030 auf maximal 

ein Prozent zu beschränken - wobei ein signifikanter Teil des Budgets für 

zivile Aufgaben wie Katastrophenschutz zu reservieren ist. Es gilt, 

populistischen Forderungen nach einer Vervielfachung des aktuellen 

Wehretats in den nächsten Jahren durch gesetzliche Regelungen Einhalt 

zu gebieten. 


